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Die Kleine Anfrage 288 beantworte ich wie folgt: 

Am 3. November 1956 hat der Bayerische Rundfunk als bisher 
einzige deutsche Rundfunkanstalr die Ausstrahlung von Fernseh- 
sendungen aufgenommen, die Wirtschaftswerbung enthalten. Der 
Bundesregierung ist bekannt, daß die Bedenken verschiedener Kreise 
der deutschen öflPcntlichkeit gegen eine Wirtschaftswerbung im 
Fernsehprogramm Schritte veranlaßt haben, die eine richterliche 
Entscheidung über die Zulässigkeit dieser Sendungen herbeiführen 
sollen. Das Ergebnis des schwebenden Rechtsstreites dürfte zur 
Klärung der Verhältnisse beitragen. 

Die Kleine Anfrage berührt auch die Staats Verträge zwischen Bund 
und Ländern über die Neuordnung des Rundfunkwesens. Hierzu ist 
zu bemerken, daß die Bund-Länder-Kommission für Rundfunk- 
fragen ihre Arbeiten im v/esentlichen abgeschlossen hat. Sie hat 
den Regierungen, in deren Auftrag ihre Mitglieder tätig waren, 
Vorschläge für eine gesetzliche Neuordnung des Rundfunkwesens 
unterbreitet; darin wird auch die Wirtschaftswerbung durch Rund- 
funkanstalten angesprochen. Eine abschließende Stellungnahme wird 
erst möglich sein, wenn die beteiligten Regierungen sich zu den 
Entwürfen verbindlich geäußert haben. 

Zur Frage des Postleitungsvertrages zwischen der Deutschen Bundes- 
post und dem Bayerischen Rundfupk bittet mich der Herr ßundes- 
minister für das Post- und Fernmeldewesen, folgendes zu erklären: 

In der zwischen der Deutschen Bundespost und dem Bayerischen 
Rundfunk abgeschlossenen Vereinbarung über den Fernsehrundfunk 
ist die Benutzung des Leitungsnetzes der Deutschen Bundespost für 
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Zwecke des Werbefernsehens nicht ausgeschlossen worden. Eine 
solche Regelung wäre auch mit dem ausschließlichen Recht des 
Bundes, Fernmeldeanlagen zu erriAten und zu betreiben (vgl. § 1 
Abs. 1 des Gesetzes über Fernmeldeanlagen vom 14. Januar 1928 - 
RGBl. I S. 8), nicht oder nur bei Vorliegen eines ganz besonders 
gelagerten Tatbestandes in Einklang zu bringen. In der erwähnten 
Vereinbarung ist vielmehr lediglich festgelegt, daß die Übertragung 
von Werbefernsehsendungen nicht unter die Gebührenpauschale von 
1,35 DM je Teilnehmer am Fernsehrundfunk fällt, sondern einer 
besonderen Absprache über die Gebühren bedarf. Diese Absprache 
ist im Grundsatz dahin getroffen worden, daß der Bayerische 
Rundfunk für die Inanspruchnahme des Fernsehleitungsnetzes füt 
Zwecke des Werbefernsehens besondere Gebühren zu entrichten 
hat, deren Höhe in enger Anlehnung an die Gebührensätze bemessen 
worden ist, die zur Zeit im Internationalen Beratenden Ausschuß 
für den Fernsprechdienst (C.C.LF.) mit dem Ziel einer internationalen 
Empfehlung beraten werden. 


Dr. Schröder 



